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198. Beschluß Nr. 10/1987 des Rates der Europäischen Freihandelsassoziation
199. Abkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung der Republik Kap

Verde über Nahrungsmittelhilfe in den Jahren 1988, 1989 und 1990

198.

(Übersetzung)

EUROPÄISCHE FREIHANDELS- EFTA/DC 10/87
ASSOZIATION 1 Beilage

3 Anhänge

BESCHLUSS DES RATES NR. 10/1987

(Gefaßt in der 14. Tagung am 4. November 1987)

STAATLICHE BEIHILFEN

NEUES NOTIFIZIERUNGSVERFAHREN

DER RAT hat

gestützt auf Artikel 32 in Zusammenhang mit
Art. 13 des Übereinkommens,

im Bestreben, die Kontrolle der Einhaltung der
Bestimmungen über staatliche Beihilfen durch die
Mitgliedstaaten zu verbessern und die Zusammen-
arbeit der Mitgliedstaaten in diesem Bereich zu
stärken,

in Übereinstimmung, daß eine gesteigerte Trans-
parenz bezüglich der nationalen Systeme staatli-
cher Beihilfen eine wichtige Voraussetzung diesbe-
züglich darstellt,

BESCHLOSSEN:

1. Das Notifizierungsverfahren für staatliche Bei-
hilfen, wie in der Beilage ausgeführt, ist hiermit
angenommen.

2. Das Verfahren wird im Jahre 1989 unter Rück-
sichtnahme auf die bisherigen Erfahrungswerte und
unter Einbeziehung neuer Entwicklungen über-
prüft werden.
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Beilage

NOTIFIZIERUNGSMETHODE FÜR
STAATLICHE BEIHILFEN

1. Diese Methode betrifft die Notifizierung vergan-
gener und zukünftiger Beihilfen.

2. Mit Bezug auf vergangene Beihilfenmaßnahmen
sollen Mitgliedstaaten jährlich die kompletten
Daten über das letzte Fiskaljahr spätestens bis
1. Juli des darauffolgenden Jahres (nur für Schwe-
den ist der letzte Termin der 1. Oktober) zur Ver-
fügung stellen. Die Vorlage der relevanten Daten
betreffend Beihilfen durch die Bundes- und Lan-
desregierungen soll unter Verwendung der in
Anhang 1 zu diesem Beschluß beiliegenden Formu-
lare erfolgen.

3. Die von den Mitgliedsländern gemeldeten Daten
sollen in folgende Kategorien unterteilt werden:

a) Zuschüsse,
b) Darlehen,
c) Garantien,
d) Beteiligungen,
e) Exportkredite und -garantien,
f) Steuerbegünstigungen.

4. Die Berechnung der Nettoausgaben für Beihilfen
soll mittels der in Anhang 2 dargelegten Methode
erfolgen.

5. Insofern bestimmte Beihilfen Ergebnis gesetzli-
cher oder sonstiger Bestimmungen sind, die zu
einem früheren Zeitpunkt beschlossen wurden (zB
außerbudgetäre Finanzierung, Inanspruchnahme
einer Rahmenvereinbarung usw.), bezieht sich das
Datum des Erhalts der Beihilfe auf den Zeitpunkt
des Zufließens an das betreffende Unternehmen
und nicht auf den Zeitpunkt, zu welchem sie bud-
getiert wird oder einem Förderungsträger überwie-
sen wird.

6. Bezüglich zukünftiger Maßnahmen sollen Mit-
gliedsländer die relevanten Informationen betref-
fend geplanter Beihilfen so frühzeitig wie möglich
bekanntgeben, um ein Maximum an Transparenz
zu gewährleisten. Dabei soll folgende Vorgangs-
weise befolgt werden:

i) Beihilfen, die von Regierungen dem Parla-
ment vorgelegt werden:
Jeder Mitgliedsstaat soll alle staatlichen Bei-
hilfen, die die Regierung dem Parlament vor-
schlägt, spätestens dann notifizieren, wenn
die Vorlage dem Parlament übermittelt wird,
unabhängig davon, ob sie im jährlichen Bun-
desvoranschlag enthalten ist oder während
des Jahres gesondert präsentiert wird.

ii) Beihilfen, welche sich erst im Beratungssta-
dium durch die Regierung befinden:
Jedes Mitgliedsland soll, soweit möglich, jene
staatlichen Beihilfen notifizieren, welche von
der Regierung nach Befassung maßgeblicher
Behörden, betroffener Interessensgruppen
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usw. oder nach Vorlage durch eine berufene
Stelle erwogen werden. Die Notifikation soll
erfolgen, sobald die Entwürfe vorliegen (zB
wenn sie einem Bundesministerium vorgelegt
werden oder wenn sie beraten werden).

7. Die Notifizierung geplanter Beihilfen soll in eng-
lischer Sprache und gemäß dem in Anhang 3 beige-
legten Formular erfolgen, falls notwendig, mit
zusätzlichen schriftlichen Angaben.

8. Das Sekretariat wird die einlangenden Notifika-
tionen zusammen mit allen wichtigen Hinweisen
auf Neuentwicklungen an die anderen Mitglieder
verteilen.

9. Jedes Mitgliedsland soll die Gelegenheit haben,
Notifikationen zu kommentieren bzw. eine Unter-
suchung spezieller Fälle zu beantragen. Ein solches
Ersuchen soll aber nicht die Einleitung bilateraler
Gespräche verhindern oder den Weg einer formel-
len Klagserhebung ausschließen.

10. Das Handelskomitee und das Wirtschaftskomi-
tee werden kontinuierlich einen Tagesordnungs-
punkt ihrer Agenda den Notifikationen der staatli-
chen Beihilfen und den relevanten Sekretariats-
Kommentaren widmen.

11. Das Sekretariat wird jährlich und auf Basis der
eingelangten Notifikationen sowie der darauffol-
genden Diskussionen den Entwurf für einen
EFTA-Jahresbericht über staatliche Beihilfen erstel-
len. Nach einer Besprechung desselben mit dem
Handelskomitee und Begutachtung durch das
Wirtschaftskomitee wird der Jahresbericht dem
RAT vorgelegt werden.
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Anhang 1 der Beilage
STAATLICHE BEIHILFEN AN DIE INDUSTRIE IN ÖSTERREICH
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ÖSTERREICH: GESAMTSUMME DER VERGEBENEN KREDITE PER JAHRESENDE IM RAH-
MEN DES ÖKB-FINANZIERUNGSSCHEMAS
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JAHRESERGEBNIS DES VERFAHRENS DER ÖSTERREICHISCHEN EXPORTFÖRDERUNG
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Anhang 2 der Beilage

BERECHNUNG DER NETTOKOSTEN VON
BEIHILFEN

Die Nettokosten von Zuschüssen sind die jähr-
lich tatsächlich ausbezahlten Beträge. Zurückge-
zahlte Zuschüsse sind abzuziehen.

Für die Nettokosten von zinsenbegünstigten Dar-
lehen werden die Zinsen auf die während des Jah-
res aushaftenden Darlehensbeträge berechnet. Der
Zinssatz liegt in Höhe des durchschnittlichen Zins-
satzes der Neuverschuldung des Bundes im betref-
fenden Jahr, nicht aber der Zinsen für die Finanz-
schuld. Abzuziehen sind allfällige Zinsenzahlungen
an den Förderungsgeber. Abgeschriebene Darlehen
sind zu den Nettokosten hinzuzuzählen.

Die Nettokosten von Garantien sind die Kosten
der Schadensfälle im betreffenden Jahr, abzüglich
der eingenommenen Garantieentgelte und der
Rückzahlung von Schadensfällen.

Die Nettokosten von Beteiligungen sind der
Unterschiedsbetrag zwischen den Kosten der
Staatsverschuldung und Dividendenzahlungen
und/oder Rückzahlungen. Abwertungen sind als
Kosten hinzuzuzählen.
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199.

ABKOMMEN
ZWISCHEN DER ÖSTERREICHISCHEN
BUNDESREGIERUNG UND DER
REGIERUNG DER REPUBLIK KAP
VERDE ÜBER NAHRUNGSMITTEL-
HILFE IN DEN JAHREN 1988, 1989 UND

1990

Artikel 1

Angesichts des strukturellen Getreidedefizits und
des Bedarfs der Regierung der Republik Kap Verde
ist die österreichische Bundesregierung bereit, nach
Maßgabe ihrer Möglichkeiten einen jährlichen Bei-
trag zur Versorgung von Kap Verde mit Getreide
zu leisten.

Artikel 2

Auf Grund der Bedarfsschätzungen der Regie-
rung der Republik Kap Verde wird die österreichi-
sche Bundesregierung in den Jahren 1988, 1989
und 1990 je 5 000 Tonnen Weizen (oder Äquiva-
lent entsprechend den Vorschriften des Nahrungs-
mittelhilfeübereinkommens 1980 in der derzeit gel-
tenden Fassung) c.i.f. kapverdischen Hafen zur
Verfügung stellen.

Artikel 3

Die österreichische Bundesregierung wird die
kapverdische Seite bis 31. März eines jeden Jahres
hinsichtlich der endgültigen Entscheidung über die
Gewährung der von der Republik Kap Verde erbe-
tenen Nahrungsmittelhilfe verständigen; weiters
wird die österreichische Bundesregierung rechtzei-
tig über alle Schritte zur Durchführung der Nah-
rungsmittelhilfe informieren.

Artikel 4

Die Modalitäten der Abwicklung der Nahrungs-
mittelhilfe werden zwischen der von der österrei-
chischen Bundesregierung beauftragten Lieferor-
ganisation und der von der Regierung der Republik
Kap Verde designierten Organisation vereinbart.

Artikel 5

Die Regierung der Republik Kap Verde kann bis
zu 20% der im Rahmen dieses Abkommens erhalte-
nen Menge an Nahrungsmitteln kostenlos vertei-
len.

Artikel 6

Die nicht gemäß Art. 5 zur kostenlosen Vertei-
lung gelangenden Nahrungsmittel werden zum
jeweiligen Marktpreis auf dem kapverdischen Bin-
nenmarkt verkauft; der Erlös wird — nach Abzug
der Transport- und Vermarktungskosten — in
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nationaler Währung auf ein Sonderkonto des
Fonds du Développement National eingezahlt. Die
Mittel dieses Sonderkontos sind zur Finanzierung
von mehrjährigen Vorhaben der österreichisch-
kapverdischen Entwicklungszusammenarbeit
bestimmt. Diese Vorhaben werden in einer Liste
beschrieben, über die beide Seiten im vornherein
Einvernehmen erzielen.

Diese Vorhaben müssen den Zielen des Nationa-
len Entwicklungsplans entsprechen und sollen zur
Bodenverbesserung, landwirtschaftlichen Ertrags-
steigerungen, zu Infrastrukturmaßnahmen sowie
zur Schaffung von Arbeitsplätzen herangezogen
werden.

Artikel 7

Die Regierung der Republik Kap Verde berich-
tet einmal jährlich innerhalb von sechs Monaten
nach Ende des Kalenderjahres über die Verwen-
dung der Mittel des Sonderkontos gemäß Artikel 6
und über den Erfolg der damit finanzierten Pro-
jekte.

Artikel 8

Vor Ablauf dieses Abkommens wird eine
gemischte kapverdisch-österreichische Evaluie-
rungskommission die Ergebnisse der Maßnahmen
gemäß Artikel 6 bewerten und Empfehlungen für
eine allfällige Erneuerung des Abkommens ausspre-
chen.

Artikel 9

Die Regierung der Republik Kap Verde wird
alles unternehmen, um eine Wiederausfuhr sowohl
der erhaltenen Produkte als auch von Subproduk-
ten oder ähnlichen Waren zu verhindern.

Artikel 10

Das Abkommen tritt am 1. Tag des 3. Monats in
Kraft, der auf die Unterzeichnung folgt, und hat
eine Geltungsdauer von drei Jahren.

Geschehen in Wien am 22. März 1988 in zwei
Urschriften in deutscher und französischer Spra-
che, wobei beide Texte gleichermaßen authentisch
sind.

Für die österreichische Bundesregierung:

Dr. Alois Mock

Für die Regierung der Republik Kap Verde:

Silvino da Luz

Das Abkommen tritt gemäß seinem Art. 10 mit 1. Juni 1988 in Kraft.

Vranitzky
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